
fe, sozialer Dienste sowie für Seelsorger ist durch Gesetz ein 
Zeugnisverweigerungsrecht vorzusehen. In die hierdurch ge­
schützte Vertraulichkeit von Informationen darf in keiner Weise 
eingegriffen werden.

Artikel 15

(1) Jeder hat das Recht, Informationen und Meinungen in jeder 
Form frei zu bekunden und zu verbreiten und sich aus allgemein 
zugänglichen oder anderen, rechtmäßig erschließbaren Quellen 
zu unterrichten. Die Geltung dieser Rechte in Dienst- und Ar­
beitsverhältnissen darf nur durch Gesetz oder aufgrund eines 
Gesetzes eingeschränkt werden.

(2) Die Freiheit der Presse, des Rundfunks und anderer Massen­
medien ist gewährleistet. Das Gesetz hat durch Verfahrensrege­
lungen sicherzustellen, daß die Vielfalt der in der Gesellschaft 
vorhandenen Meinungen in Presse, Hörfunk und Fernsehen zum 
Ausdruck kommen kann.

(3) Diese Rechte finden ihre Schranken in Gesetzen, die die 
Freiheit der Meinung und der Unterrichtung nicht wegen deren 
geistigen Inhalts oder geistiger Wirkung beschränken dürfen. 
Gesetzliche Einschränkungen zum Schutze der Jugend und der 
Ehre sind zulässig. Kriegspropaganda sowie die öffentliche Be­
kundung von menschenwürdeverletzender Diskriminierung sind 
durch Gesetz zu verbieten.

(4) Die vorhandenen Hörfunk- und Fernsehsender sind als selb­
ständige öffentlich-rechtliche Anstalten zu errichten. Sie haben 
die Aufgabe, durch das Angebot einer Vielfalt von Programmen 
zur öffentlichen Meinungsbildung beizutragen. Ihre innere Ord­
nung wird durch Gesetz geregelt. Die Zulassung privater Hör­
funk- und Fernsehsender darf nur durch Gesetz und nur dann 
erfolgen, wenn dadurch die Erfüllung der Aufgabe der öffentlich- 
rechtlichen Anstalten nicht beeinträchtigt wird.

(5) Rechtmäßige journalistische Tätigkeit darf durch Zeugnis­
pflicht, Beschlagnahme und Durchsuchung nicht behindert wer­
den.

15

(6) Zensur ist verboten.


